
1 

 

Aus der Sitzung des Gemeinderats vom 04.06.2025 
 
Fortschreibung des Regionalplans Bodensee-Oberschwaben; Regionale 
Infrastruktur - Teilregionalplan Energie (Kap. 4.2) sowie Änderungen an 
anderen Plankapiteln - Beteiligungsverfahren gemäß § 9 Abs. 2 und 3 des 
Raumordnungsgesetzes (ROG) in Verbindung mit § 12 Abs. 2, 4 und 5 des 
Landesplanungsgesetzes (LplG) - Stellungnahme der Gemeinde 
Der Regionalverband Bodensee-Oberschwaben führt das 2. Beteiligungsverfahren 
zur Fortschreibung des Regionalplans Bodensee-Oberschwaben, Regionale 
Infrastruktur – Teilregionalplan Energie (Kap. 4.2) sowie Änderungen an anderen 
Plankapiteln durch. Alle Informationen und Unterlagen sind auf der Homepage des 
Regionalverbands zu finden (www.rvbo-energie.de , dort unter „Anhörung“). Das 
Planwerk umfasst den Textteil mit Plansätzen und Begründung, die 
Raumnutzungskarten mit den Flächenkulissen Windenergie und Photovoltaik sowie 
den Umweltbericht mit weiteren zweckdienlichen Unterlagen. Die Gemeinde hat die 
Möglichkeit, hierzu eine Stellungnahme abzugeben. Der Gemeinderat befasste sich 
in der Sitzung mit der Stellungnahme der Gemeinde. Hierzu war der von der 
Gemeinde hinzugezogene Rechtsanwalt Dr. Faller online zugeschaltet. Er hat den 
Entwurf der Stellungnahme erarbeitet und erläuterte diesen: Nachdem die Gemeinde 
bereits im ersten Beteiligungsverfahren Stellung genommen hatte, sollten in der 
jetzigen Stellungnahme Schwerpunkte gesetzt werden. Dieser lag eindeutig auf dem 
Thema Wasser. Seine Stellungnahme beinhaltete deshalb nochmals Ausführungen 
zum Belang Wasserschutz, zum Thema Verschiebung in das 
Vorhabenzulassungsverfahren, den Abständen von Windenergieanlagen zu 
Brunnen, zur Trinkwasserversorgung, zum Masterplan Wasserversorgung, den 
Wasserschutzgebietsausweisungen / Einzugsgebieten sowie zur Auslegung des 
sogenannten Ausformungsspielraums. Tenor der Stellungnahme sei deshalb, das 
derzeit dargestellte Vorranggebiet in diesem Bereich zu streichen oder zumindest 
deutlich zu verkleinern. Der Gemeinderat schloss sich bei drei Enthaltungen dem 
Vorschlag an und beschloss, entsprechend der Stellungnahme des Rechtsanwalts 
zum Entwurf des Teilregionalplan Energie in diesem 2. Beteiligungsverfahren 
Stellung zu nehmen. 

Zur Sitzung lag des Weiteren ein Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen vor, 
das Mandat für den Rechtsanwalt zu entziehen oder hilfsweise als erledigt zu 
erklären. Der Gemeinderat befasste sich deshalb in der Sitzung auch mit diesem 
Antrag. Die Verwaltung erläuterte hierzu, dass der Rechtsanwalt seinerzeit vom 
Gemeinderat beauftragt wurde, um die Verfahren (Regionalplanung und 
Genehmigungsanträge / Vorbescheidsverfahren Windenergie) zu begleiten und die 
Belange der Gemeinde einzubringen, da es sich teilweise um komplexe Verfahren 
handle mit weitreichenden Auswirkungen. Er könne beurteilen in welchem Verfahren 
und zu welchem Zeitpunkt welcher Belang sinnvollerweise eingebracht werden 
könne. Die Zusammenarbeit funktioniere gut. Das Mandat basiere auf einer 
Vergütung auf Zeitbasis, sodass nur die Leistungen abgerechnet werden, die 
tatsächlich erbracht werden. Da die Verfahren noch nicht abgeschlossen sind, werde 
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es für sinnvoll erachtet, den Rechtsanwalt weiter bedarfsorientiert hinzuzuziehen. Bei 
drei Gegenstimmen wurde der Antrag auf Beendigung des Mandats abgelehnt. 

Ersatzbeschaffung eines Einachs-Dreiseitenkippers für den Gemeindebauhof 
Aufgrund des Alters und des Zustands des derzeit im Gemeindebauhof eingesetzten 
Dreiseitenkippers ist eine Ersatzbeschaffung notwendig. Der Gemeinderat befasste 
sich in der Sitzung mit dieser Beschaffung und der Auftragsvergabe hierfür. Hierzu 
lagen entsprechende Angebote vor. Der Ersatzbeschaffung wurde einstimmig 
zugestimmt und der Auftrag an den wirtschaftlichsten Bieter, die Firma BAG 
Oberschwaben aus Bad Wurzach erteilt. Der Gesamtpreis beläuft sich auf 22.327,06 
€. 
 
Ersatzbeschaffung eines Salzstreugerätes für den Winterdienst des 
Gemeindebauhofs 
Für die Unterhaltung der Straßen im Rahmen des kommunalen Winterdienstes sind 
die meisten Bauhoffahrzeuge mit Salzstreugeräten ausgestattet. Der derzeitige 
Salzstreuer, der am Traktor im Einsatz ist, zeigt mittlerweile im Betrieb deutliche 
Schwächen und verursacht auch Probleme am Traktor. Es kommt deshalb eine 
Ersatzbeschaffung des Streugerätes in Betracht. Im Hinblick auf eine rechtzeitige 
Beschaffung für den nächsten Winter befasste sich der Gemeinderat in der Sitzung 
mit dieser Beschaffung und der Auftragsvergabe hierfür. Hierzu lagen entsprechende 
Angebote vor. Der Ersatzbeschaffung wurde einstimmig zugestimmt und der Auftrag 
an den wirtschaftlichsten Bieter, die Firma BAG Oberschwaben aus Bad Wurzach 
erteilt. Der Gesamtpreis beläuft sich auf 12.850,00 €. 
 
Lärmaktionsplan der Stadt Wangen – Stellungnahme der Gemeinde im Rahmen 
der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
Die Stadt Wangen im Allgäu hat der Gemeinde im Rahmen der Beteiligung der 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange die aktuellen Unterlagen für 
ihren Lärmaktionsplan übersandt. Die Gemeinde hat die Möglichkeit, eine 
Stellungnahme abzugeben. Bei den im Entwurf des Lärmaktionsplans dargestellten 
Maßnahmen handelt es sich im Wesentlichen um Geschwindigkeitsbegrenzungen, 
sodass davon ausgegangen wird, dass keine Maßnahmen erfolgen und umgesetzt 
werden, die die Belange der Gemeinde Vogt beeinträchtigen. Der Gemeinderat 
beschloss deshalb einstimmig, entsprechend Stellung zu nehmen und keine 
Anregungen vorzubringen. 
 
Bestellung von Frau Leonie Meßmer zur Standesbeamtin für den 
Standesamtsbezirk Vogt 
Nach dem Personenstandsrecht sind für jeden Standesamtsbezirk Standesbeamte in 
der erforderlichen Zahl zu bestellen. Die Mitarbeiterin der Gemeindeverwaltung, Frau 
Leonie Meßmer, verfügt über die notwendige Fachausbildung und absolviert in Kürze 
ein notwendiges Seminar. Für die Bestellung zur Standesbeamtin ist ein formeller 
Beschluss des Gemeinderats erforderlich. Einstimmig beschloss der Gemeinderat, 
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Frau Leonie Meßmer mit Absolvieren des Seminars zur Standesbeamtin für die 
Gemeinde Vogt zu ernennen. 


